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A k t u e l lB e r i c h t e

D� Von Matthias Jeglitza 
as Umweltrecht ist heute ein buntes Ge-
misch zahlreicher, zumeist unverbun-

dener Einzelgesetze. Vergleichbare Regelungsbe-
reiche weisen abweichende Regelungsstrukturen, 
Verfahren und fachlich nicht begründbare Unter-
schiede auf. Liegt wie etwa im Wasser- und Natur-
schutzrecht die Rechtsetzungskompetenz bei den 
Ländern, bestehen zudem jeweils sechszehnfach 
Parallelstrukturen. Weitere wesentliche Beweg-
gründe für eine seit Jahren geforderte Reform 
sind
● eine oft fehlende Kompatibilität des deutschen 
mit dem europäischen Recht, 
● Probleme der Rechtsbefolgung und Durchset-
zung sowie 
● die oft bemängelte Inflexibilität hinsichtlich 
marktorientierter und stärker auf Eigenverantwor-
tung der Unternehmen setzender Instrumente.
Eine Professoren- und eine vom Bundesumwelt-
ministerium eingesetzte Sachverständigenkom-
mission haben in den vergangenen Jahren Ent-
würfe für eine umfassende Neugestaltung prä-
sentiert. 1999 legte Bundesumweltminister 
Trittin den Entwurf zu einem ersten Teil eines 
Umweltgesetzbuches (UGB) vor, der nach kur-
zer Diskussion vom Kabinett zurückgestellt wur-
de. Die Verfassungsressorts des Bundes sahen 
mit dem Entwurf erhebliche verfassungsrecht-
liche Probleme insbesondere im Bereich des 
Wasser- und Naturschutzrechts sowie im Anla-
genzulassungsrecht verbunden. Denn sowohl im 
Wasser- als auch im Naturschutzrecht liegt die 
Gesetzgebungskompetenz weitgehend bei den 
Ländern. Der Bund darf in diesen Gebieten kraft 
Grundgesetz nur in Ausnahmefällen unmittelbar 
geltende Regelungen erlassen. Nach Einschät-
zung der Verfassungsressorts ist der Entwurf 
ohne eine Änderung der Kompetenzregelung 
des Grundgesetzes nicht umsetzbar. Ob diese 
Bedenken gerechtfertigt sind, ist in der juri-
stischen Fachwelt allerdings strittig.

Die mit dem Entwurf des UGB verbundenen Be-
denken stellen die Bundesregierung nicht frei von 
der Forderung, das Umweltrecht neu zu gestalten 
und einheitlich zu kodifizieren. Vergleichbare 
Projekte hat es mit der Schaffung des Bürger-
lichen Gesetzbuches und  des Sozialgesetzbuches 
bereits gegeben.

 �Vorteile einer Reform 
Die Probleme, die sich mit einer Bemessung des 
Nutzens und der Kosten umweltrechtlicher Regu-
lierung verbinden, sind hinlänglich bekannt. Ziel 
der Reform ist unter anderem eine Rechtskonso-
lidierung, also die rechtsbegriffliche und gesetze-
stechnische Zusammenführung. Sie dient der 
Transparenz und Überschaubarkeit umweltrecht-
licher Bestimmungen. Dies wird schlicht aber ef-
fektiv eine Vielzahl überflüssiger und redundanter 
umweltrechtlichen Vorschriften beseitigen, ohne 
den materiellen Regelungsgehalt des Gesamtbe-
standes zu minimieren. Kaum zu erwarten ist je-
doch, dass eine Vereinfachung und Harmonisie-
rung des Umweltrechtes sich als Investitionshin-
dernis und negativer Standortfaktor erweisen 
wird. Ein reformiertes Umweltrecht wird absehbar 
Transaktionskosten senken. Die Auswirkungen auf 
die tägliche Anwendungspraxis in Behörden und 
Unternehmen sind naheliegend.
Die Idee der Kodifikation gewinnt an Charme, be-
trachtet man sie als Chance, klassische ordnungs-
rechtliche Ansätze zu ergänzen und für wirtschaft-
liche Anreize zu öffnen. Gerade durch Unterneh-
mens- und Wirtschaftsverbände wird oft bemängelt, 
dass das deutsche Umweltrecht inflexibel sei, wirt-
schaftliche Interessen hinten an stelle und ord-
nungsrechtliche Konzepte überbetone. Selbstver-
pflichtungen, Verfahrenserleichterungen, eine 
Verringerung von Berichts- und Betreiberpflichten 
für Unternehmen mit zertifizierten Umweltmanage-
mentsystemen sind denkbare Möglichkeiten. Ihre 
konkrete Ausgestaltung erfolgt allerdings bisher 
eher beliebig und ist vorwiegend vom Obstruktions-

potenzial diverser Interessengruppen bestimmt. So 
bestehen etwa gerade bei Selbstverpflichtungen 
hinsichtlich ihrer Tragfähigkeit und qualitativen 
Ausgestaltung begründete Zweifel. Ein Umweltge-
setzbuch ist die geeignete Plattform, notwendige 
Flexibilität in das Ordnungsrecht zu bringen, aber 
zugleich auch für diese Instrumente einen Rechts-
rahmen zu schaffen. Klare Spielregeln wie etwa 
Publizitäts- und Kontrollvorschriften und Sankti-
onsmaßnahmen bei Zielverfehlungen oder miss-
bräuchlicher Nutzung sind hier eine sinnvolle Per-
spektive.
Ebenso könnte ein UGB einen verstärkten Akzent 
auf marktorientierte Instrumente wie den Emissi-
onshandel, die generelle Nutzung von Zertifikat-
lösungen für Umweltgüter oder auch auf eine 
Ausgestaltung der Umwelthaftpflicht legen. 
Der Trend im Umweltrecht heißt Europäisierung. 
Instrumentell und konzeptionell geht der Trend in 
Richtung Management, Integration und Verfah-
rensbezug, die Öko-Audit-Verordnung ist hier nur 
ein Beispiel. Ein Konzeptwechsel, der die Eigenver-
antwortung der Unternehmen stärker in den Blick 
nimmt und sich wesentlich vom medialen Bezug 
des deutschen Umweltrechtes unterscheidet. Brü-
che mit der Architektur des deutschen Umwelt-
rechtes sind nahezu unvermeidlich und es bleibt zu 
diskutieren, ob der europäische Ansatz in jeder 
Hinsicht Vorteile aufweist. Die zumindest ele-
ganteste Form, deutsche Reformnotwendigkeiten 
und europäische Vorgaben unter einen Hut zu 
bringen, wäre die Umweltrechtskodifikation.
Wie steht es nun um die Realisierbarkeit eines 
UGB? Der zweite rot-grüne Koalitionsvertrag 
nimmt dieses Projekt wieder in den Blick, ergänzt 
um die Absicht, die Kompetenzregeln zwischen 
Bund und Ländern zu verändern. Eine Verfas-
sungsänderung kann dem Bund die nötige Ge-
setzgebungskompetenz in Wasser- und Natur-
schutz zuordnen. Hierfür bedarf es einer Zwei-
drittel-Mehrheit in Bundestag und Bundesrat. 
Dieses Vorgehen erscheint sachgemäß und dem 
Gedanken des Föderalismus in keiner Weise ab-
träglich. Aber wie schwierig gerade dieses Terrain 
ist, war in der letzten Zeit ja zu beobachten.

Nachhaltigkeit braucht eine Neuordnung des Umweltrechtes

Ein zweiter Anlauf lohnt!
Rot-Grün geht in die zweite Runde. Dabei steht ein Reformprojekt der Um­
weltpolitik wieder auf der Agenda, das in der vergangenen Legislatur mit viel 
Verve angegangen wurde, dann aber scheiterte: die Schaffung eines refor­
mierten und kodifizierten Umweltrechts. Dies hätte auch ökonomische Vorteile.
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